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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 97/09 B 
 
L 2 U 4519/07 (LSG Baden-Württemberg) 
S 6 U 1103/04 (SG Stuttgart) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und 
 Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen, 
Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Juli 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   Dr.  B e c k e r 

und   H e i n z 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 25. März 2009 wird als 

unzulässig verworfen. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch 

bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz 

begründet werden soll und von einer Begründung abgesehen werden kann, wenn sie - wie 

hier - nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen 

(§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde auf den Zulassungsgrund des Verfahrensmangels. Nach 

§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend ge-

macht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Ver-

fahrensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) 

und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die behauptete Verletzung der Amtsermittlungspflicht ist nicht in der gebotenen Weise bezeich-

net worden. Es fehlt an der Darlegung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags, den 

das LSG übergangen haben könnte. Nach dem Sinn und Zweck des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 

SGG ist das Übergehen eines Beweisantrags nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG 

vor seiner Entscheidung darauf hingewiesen wurde, dass der Beteiligte die Amts-

ermittlungspflicht des Gerichts noch nicht als erfüllt ansieht. Diese Vorschrift ist auch in den 

Verfahren anzuwenden, in denen der Kläger vor dem LSG nicht rechtskundig vertreten war. 

Zwar sind in einem solchen Fall weniger strenge Anforderungen an die Form und den Inhalt 

eines Beweisantrags zu stellen. Auch ein unvertretener Kläger muss aber dem Gericht deutlich 

machen, dass er noch Aufklärungsbedarf sieht. Dass dies geschehen ist, muss in der 

Beschwerdebegründung dargelegt werden. Ein vor dem LSG unvertretener Kläger hat 

zumindest darzustellen, wann und wie er dem LSG gegenüber den aus seiner Sicht noch not-

wendigen Aufklärungsbedarf geltend gemacht hat (BSG vom 1.3.2006 - B 2 U 403/05 B) und 

über welche Tatsachen im Einzelnen Beweis erhoben werden sollte. Dem ist mit dem Vor-

bringen des Klägers, er habe ein neurologisch-orthopädisches Zusammenhangsgutachten 

gefordert, nicht Genüge getan. 

 

Soweit der Kläger rügt, ihm sei die Akteneinsicht verwehrt worden, ist der Beschwerdebegrün-

dung nicht zu entnehmen, dass und warum die angefochtene Entscheidung darauf beruhen 

kann. 
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Im Übrigen beanstandet der Kläger die Beweiswürdigung durch das LSG und die Richtigkeit der 

angefochtenen Entscheidung. Darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Re-

vision jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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